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 Veröffentlicht am 21.02.2024

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten Hon.-Prof. Dr. Gitschthaler als

Vorsitzenden sowie die Hofrätin und Hofräte Dr. Faber, Mag. Pertmayr, MMag. Sloboda und Dr. Weber als weitere

Richter in der Rechtssache der klagenden Partei P*, vertreten durch Mag. Günther Kieberger, Rechtsanwalt in

Neulengbach, gegen die beklagte Partei B*, vertreten durch Mag. Thomas Kaumberger, Rechtsanwalt in Pressbaum,

wegen Unterhalts, über die Revision der klagenden Partei gegen das Urteil des Landesgerichts St. Pölten als

Berufungsgericht vom 16. November 2022, GZ 23 R 366/22d-54, mit dem das Urteil des Bezirksgerichts Neulengbach

vom 31. August 2022, GZ 9 C 29/19i-50, abgeändert wurde, in nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Die Revision wird zurückgewiesen.

Die klagende Partei ist schuldig, der beklagten Partei die mit 626,52 EUR (darin 104,42 EUR USt) bestimmten Kosten des

Revisionsverfahrens binnen 14 Tagen zu ersetzen.

Begründung:

Rechtliche Beurteilung

[1]            1. Die Revision der Klägerin ist ungeachtet des den Obersten Gerichtshof nicht bindenden (§ 508 Abs 1 ZPO)

Ausspruchs des Berufungsgerichts nicht zulässig. [1] 1. Die Revision der Klägerin ist ungeachtet des den Obersten

Gerichtshof nicht bindenden (Paragraph 508, Absatz eins, ZPO) Ausspruchs des Berufungsgerichts nicht zulässig.

[2]            2.1. Nach ständiger Rechtsprechung ruht der Unterhaltsanspruch eines geschiedenen Ehegatten für die

Dauer seiner Lebensgemeinschaft unabhängig davon, ob er von seinem Partner Unterhaltsleistungen bezieht

(RS0047108; RS0047130).

[3]            2.2. Diese Rechtsprechung wird von der Literatur praktisch einhellig abgelehnt (vgl nur die Übersicht bei

Stabentheiner/T. Maier in Rummel/Lukas, ABGB4 § 75 EheG Rz 3; vgl 1 Ob 56/14p). [3] 2.2. Diese Rechtsprechung wird

von der Literatur praktisch einhellig abgelehnt vergleiche nur die Übersicht bei Stabentheiner/T. Maier in

Rummel/Lukas, ABGB4 Paragraph 75, EheG Rz 3; vergleiche 1 Ob 56/14p).

[4]            2.3. Die Klägerin tritt der dargestellten Rechtsprechung zum Ruhen des Unterhaltsanspruchs allerdings nicht

entgegen, sondern greift die rechtliche Beurteilung des Berufungsgerichts ausschließlich mit der Begründung an,

dieses habe zu Unrecht das Vorliegen einer Lebensgemeinschaft bejaht. Im Zusammenhang mit der in der Literatur

geäußerten Kritik an der Rechtsprechung zum Ruhen des Unterhaltsanspruchs des geschiedenen Ehegatten wird in

der Revision daher keine Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung iSd § 502 Abs 1 ZPO ausgeführt. [4] 2.3. Die Klägerin
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tritt der dargestellten Rechtsprechung zum Ruhen des Unterhaltsanspruchs allerdings nicht entgegen, sondern greift

die rechtliche Beurteilung des Berufungsgerichts ausschließlich mit der Begründung an, dieses habe zu Unrecht das

Vorliegen einer Lebensgemeinschaft bejaht. Im Zusammenhang mit der in der Literatur geäußerten Kritik an der

Rechtsprechung zum Ruhen des Unterhaltsanspruchs des geschiedenen Ehegatten wird in der Revision daher keine

Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung iSd Paragraph 502, Absatz eins, ZPO ausgeführt.

[5]            3.1. Auch die Revisionsausführungen zur Beurteilung der Beziehung der Klägerin zu C* als

Lebensgemeinschaft zeigen keine Rechtsfrage der Qualität des § 502 Abs 1 ZPO auf. [5] 3.1. Auch die

Revisionsausführungen zur Beurteilung der Beziehung der Klägerin zu C* als Lebensgemeinschaft zeigen keine

Rechtsfrage der Qualität des Paragraph 502, Absatz eins, ZPO auf.

[6]            3.2. Ob nach den Gesamtumständen des Einzelfalls das Vorliegen einer Lebensgemeinschaft zu bejahen ist,

hängt stets von den Umständen des Einzelfalls ab und begründet daher – sofern dem Berufungsgericht nicht eine

grobe Fehlbeurteilung unterlaufen ist – keine Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung (RS0047000 [T1,T7, T9]).

[7]            3.3. Unter einer Lebensgemeinschaft wird ein jederzeit lösbares familienrechtsähnliches Verhältnis

verstanden, das der Ehe nachgebildet, aber von geringerer Festigkeit ist (RS0021733 [T5]). Für das Vorliegen einer

Lebensgemeinschaft spielt neben Eheähnlichkeit auch eine gewisse Dauer, auf die sie eingerichtet ist, und das

Zusammenspiel der Elemente Wohn-, Wirtschafts- und Geschlechtsgemeinschaft eine Rolle, wobei anerkannt ist, dass

im Sinn eines beweglichen Systems nicht stets alle drei Merkmale vorhanden sein müssen (RS0047000; RS0047017;

RS0133866).

[8]            Eine Wohngemeinschaft liegt grundsätzlich vor, wenn die Lebensgefährten tatsächlich in einer Wohnung

leben, die ihr dauernder gemeinsamer Lebensmittelpunkt sein soll; sie muss über die bloßen „Nebenerscheinungen“

der Geschlechtsgemeinschaft hinausgehen. Durch fallweises gemeinsames Übernachten in unregelmäßigen

Abständen wird sie daher nicht begründet; allerdings indiziert die fehlende Wohngemeinschaft allein noch nicht

zwingend, dass keine Lebensgemeinschaft vorliegt, weil auch in einer Ehe, bei der die Ehegatten nach § 91 ABGB ihre

eheliche Lebensgemeinschaft unter Rücksichtnahme aufeinander einvernehmlich gestalten sollen, einvernehmlich

getrenntes Wohnen als zulässig betrachtet wird (3 Ob 35/20y EF-Z 2020/106, 263 [Gitschthaler]) = iFamZ 2020/141, 252

[Deixler-Hübner]). [8] Eine Wohngemeinschaft liegt grundsätzlich vor, wenn die Lebensgefährten tatsächlich in einer

Wohnung leben, die ihr dauernder gemeinsamer Lebensmittelpunkt sein soll; sie muss über die bloßen

„Nebenerscheinungen“ der Geschlechtsgemeinschaft hinausgehen. Durch fallweises gemeinsames Übernachten in

unregelmäßigen Abständen wird sie daher nicht begründet; allerdings indiziert die fehlende Wohngemeinschaft allein

noch nicht zwingend, dass keine Lebensgemeinschaft vorliegt, weil auch in einer Ehe, bei der die Ehegatten nach

Paragraph 91, ABGB ihre eheliche Lebensgemeinschaft unter Rücksichtnahme aufeinander einvernehmlich gestalten

sollen, einvernehmlich getrenntes Wohnen als zulässig betrachtet wird (3 Ob 35/20y EF-Z 2020/106, 263 [Gitschthaler])

= iFamZ 2020/141, 252 [Deixler-Hübner]).

[9]            Der BegriR der Wirtschaftsgemeinschaft beinhaltet eine materielle und eine immaterielle

(zwischenmenschliche) Komponente. Für das Vorliegen einer Wirtschaftsgemeinschaft kommt es darauf an, ob die

Partner Freud und Leid miteinander teilen, einander Beistand und Dienste leisten und einander an den zur Bestreitung

des Unterhalts, der Zerstreuung und der Erholung dienenden gemeinsamen Gütern teilnehmen lassen (RS0047035;

jüngst 3 Ob 180/23a). Dabei dürfen die materiellen Aspekte nicht völlig vernachlässigt werden, weil sonst ein Zustand,

wie er für das Zusammenleben von Ehegatten typisch ist, nicht mehr angenommen werden darf und die

wirtschaftliche Bedeutung der Ehe für die Gatten nicht mehr ausreichend bedacht würde; ein Mindestmaß an

wirtschaftlicher Gemeinschaft ist daher unverzichtbar (3 Ob 35/20y EF-Z 2020/106, 263 [Gitschthaler] =

iFamZ 2020/141, 252 [Deixler-Hübner]; RS0047035 [T4]; RS0047130 [T5]).

[10]           3.4. Das Berufungsgericht bejahte sowohl das Vorliegen einer Wohn- als auch einer Wirtschaftsgemeinschaft.

Dass zwischen der Klägerin und dem vom Beklagten als ihr Lebensgefährte bezeichneten Mann eine

Geschlechtsgemeinschaft besteht, bestreitet die Klägerin nicht. Dies ist darüber hinaus durch den Umstand, dass die

Klägerin mit diesem Mann drei gemeinsame Kinder hat, von denen die beiden jüngeren während des vorliegenden

Verfahrens zur Welt kamen, dokumentiert.

[11]           3.5. Die Beurteilung des Berufungsgerichts, dass die fast tägliche Anwesenheit des Mannes auf der von der

Klägerin und ihren (auch den älteren, aus der Ehe mit dem Beklagten stammenden) Kindern bewohnten Liegenschaft
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samt den festgestellten Übernachtungen die Annahme eines gemeinsamen Lebensmittelpunkts rechtfertige, auch

wenn der Mann ein eigenes, deutlich kleineres Wohnhaus erworben hat, bewegt sich innerhalb des den Vorinstanzen

eingeräumten Beurteilungsspielraums.

[12]           Auch bei der Beurteilung des Vorliegens einer Wirtschaftsgemeinschaft wendete das Berufungsgericht die

von der höchstgerichtlichen Rechtsprechung entwickelten Kriterien in vertretbarer Weise auf den vorliegenden

Einzelfall an. Es liegt innerhalb des dem Berufungsgericht eingeräumten Beurteilungsspielraums, in der Durchführung

der auf der sehr großen Liegenschaft anfallenden schweren Arbeiten, für die er die notwendigen Gerätschaften zur

Verfügung stellt, einen auch wirtschaftlich relevanten Beitrag des Mannes zur Haushaltsführung zu sehen. Dazu

kommt, dass er nicht bloß bei anfallenden notwendigen Arbeiten half, sondern etwa auch bei der Errichtung eines

Kinderspielplatzes auf der Liegenschaft.

[13]           Der behauptete Widerspruch zur Entscheidung 3 Ob 35/20y liegt nicht vor, weil sich der vorliegende

Lebenssachverhalt insgesamt von dem dort beurteilten Fall, in dem im Zuge bloßer Wochenendbesuche einzelne

Arbeiten verrichtet wurden, unterscheidet.

[14]           3.6. Die im Zusammenhang mit der Darstellung des vom Erstgericht festgestellten Sachverhalts behauptete

Aktenwidrigkeit und Mangelhaftigkeit des Verfahrens wurden geprüft; sie liegen nicht vor (§ 510 Abs 3 ZPO). [14]

3.6. Die im Zusammenhang mit der Darstellung des vom Erstgericht festgestellten Sachverhalts behauptete

Aktenwidrigkeit und Mangelhaftigkeit des Verfahrens wurden geprüft; sie liegen nicht vor (Paragraph 510, Absatz 3,

ZPO).

[15]           3.7. Da eine Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung iSd § 502 Abs 1 ZPO nicht aufgezeigt wird, ist die

Revision der Klägerin zurückzuweisen. [15] 3.7. Da eine Rechtsfrage von erheblicher Bedeutung iSd Paragraph 502,

Absatz eins, ZPO nicht aufgezeigt wird, ist die Revision der Klägerin zurückzuweisen.

[16]     4. Die Kostenentscheidung gründet auf §§ 41 iVm 50 ZPO. Der Beklagte hat auf die Unzulässigkeit der Revision

hingewiesen. [16] 4. Die Kostenentscheidung gründet auf Paragraphen 41, in Verbindung mit 50, ZPO. Der Beklagte hat

auf die Unzulässigkeit der Revision hingewiesen.
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